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Schwarzbuben lassen die Fetzen fliegen
InDornach ist dieGemeinde-Exekutive heillos zerstritten; nun soll ein Coaching helfen.

Dimitri Hofer

In den nächsten Monaten wird
derDornacherGemeinderat zu-
sammensitzen.ThemaderTref-
fen sollen nicht die vielen Pro-
jekte sein, die in der grössten
Ortschaft des Schwarzbuben-
landsanstehen.Gemeinsammit
einem Coach beschäftigt sich
die neunköpfigeExekutive viel-
mehr mit sich selber. Statt Har-
monieherrscht imGemeinderat
schon seit langem Misstrauen
und Chaos. Die Mitglieder ha-
ben einiges aufzuarbeiten.

Durch die Exekutive des
DorneckerHauptortes zieht sich
ein tieferGraben.Kontrahenten
sind in erster Linie Gemeinde-
präsident Christian Schlatter
(Freie Wähler Dornach) und
Vizepräsident Daniel Müller
(FDP). Das Verhältnis der bei-
den ist äusserst angespannt.Bei
vielenThemenschlagensichdie
linken Mitglieder des Gemein-
derates auf die Seite des Ge-
meindepräsidenten.Diebürger-
lichenGemeinderätehaltenhin-
gegen häufig dem Vize die
Stange. Der Gemeinderat be-
steht aus vier Angehörigen der
Freien Wähler Dornach, zwei
Freisinnigen, einer Sozialdemo-
kratin, einem Christlichdemo-
kraten und einer SVP-Frau. Die
Mehrheitsverhältnisse sind oft-
mals äusserst knapp.

Disziplinarverfahrenwurde
knappabgelehnt
Wie zerrüttet die Beziehung
zwischen Gemeindepräsident
undVizemittlerweile ist, zeigte
sich kürzlich: StatthalterDaniel
Müller beantragte ein Diszipli-
narverfahrengegenGemeinde-
präsident Christian Schlatter.
DieEpisodemarkiert denbishe-
rigenHöhepunktderAuseinan-
dersetzungen imDornacherGe-
meinderat.

Mit fünf zu vier Stimmen
lehnten die Gemeinderatsmit-
glieder die Einsetzung einer
Untersuchungskommission

gegen den eigenen Gemeinde-
präsidenten ab.

Grund für das vomStatthal-
ter verlangteDisziplinarverfah-
ren war das Profil des Gemein-
depräsidenten auf der Internet-
plattform Linkedin. Christian
Schlatter, der in Dornach als
Vollamt-Gemeindepräsident tä-
tig ist, hatte im Online-Netz-
werk angegeben, empfänglich
fürAufträge zu sein. InDornach
gilt im Gemeinderat das Präsi-
dialsystem, das es sonst in der
Region nicht gibt. Dadurch ver-
fügt der Gemeindepräsident

übermehrKompetenzenals sei-
neAmtskollegen inanderenGe-
meinden. Der Gemeindepräsi-
dent verantwortet alleGeschäf-
te selberundhat gegenüberden
anderen Mitgliedern des Ge-
meinderats oft einen Wissens-
vorsprung.

Kritikam«autokratischen
Stil»desPräsidenten
Im Präsidialsystem ist auch der
Ursprung für die Konflikte in
Dornach zu suchen. Die so bei
der Person desGemeindepräsi-
denten gebündelte Macht kann

zu Unstimmigkeiten führen.
«AlleinedasPräsidialsystem ist
abernichtGrund fürdieStreitig-
keiten», sagt der Dornacher
Vizepräsident Daniel Müller.
«Es ist die Art und Weise, wie
Christian Schlatter mit seinen
Gemeinderatskollegenumgeht.
Er legt immer wieder einen
autokratischenStil andenTag»,
sagt der Statthalter. Die grosse
personelle Fluktuation auf Ge-
meindeebene inden letzten Jah-
ren sei eineFolgedesAuftretens
desGemeindepräsidenten.«Oft
werden unsere Fragen vomGe-

meindepräsidentennurungenü-
gend und ausweichend beant-
wortet»,kritisiertDanielMüller.
ChristianSchlattermangleesan
Kritikfähigkeit. «DasVertrauen
in ihn und die Glaubwürdigkeit
des Gemeindepräsidenten sind
dahin. Da hilft auch ein Coa-
ching nicht.»

Mantrifft sichnichtmal
mehraufeinBier
DerangegriffeneGemeindeprä-
sident wollte die Vorwürfe
gegen seine Person nicht kon-
tern. Auf der Homepage der

Freien Wähler Dornach, deren
VorstandChristianSchlatter an-
gehört, werden die Neuwahlen
des Gemeinderates im kom-
menden Frühjahr als Grund für
die Auseinandersetzungen ge-
nannt: «Die FDP ist in der Op-
position und hat die nächsten
Wahlen im Blick. Teilweise ist
dies auch im Gemeinderat zu
spüren.»

Die FreienWähler Dornach
bedauern die momentanen
Schwierigkeiten in Dornach,
schreiben sie ihrer Wähler-
schaft. Man hoffe, «dass mit
dem Coaching die Kollegialität
in das Gemeinderatsgremium
zurückkehrt und eine konstruk-
tive Zusammenarbeit wieder
möglich ist». Der Gemeinderat
sei offiziell eineKollegialbehör-
de, doch davon sei zurzeit nicht
soviel zu spüren.«Beispielswei-
sefindenkeinegeselligenAnläs-
se statt.» In früheren Zeiten
habe sichderGemeinderatnach
einer Sitzung meist zu einem
Feierabendbier zusammenge-
setzt. So hätten Missverständ-
nisse leichter angesprochenund
ausgeräumtwerden können.

DasPräsidialsystemsoll
bald schon fallen
DieseAussagenzeigen,dassvon
einer kollegialen Stimmung im
Gemeinderat nicht mehr die
Redeseinkann.Obesmit einem
Coaching gelingen kann, die
Wogenzuglätten,wird sichwei-
sen.Wie dieDornacher Stimm-
berechtigtenaufdas chaotische
Bild, das die Exekutive hinter-
lässt, reagieren, zeigt sich bei
denGesamterneuerungswahlen
imnächsten Jahr.

UmdieMachtkonzentration
beim Gemeindepräsidenten
einzudämmen, plädiert der ge-
samte Dornacher Gemeinderat
dafür, aufdienächsteLegislatur
hineinRessortsystemeinzufüh-
ren. Angesichts der heftigen
Auseinandersetzungen scheint
der Wechsel des Systems nicht
die allerdümmste Idee zu sein.

Bleibt wegen ihm die Kirche nicht im Dorf? Dornachs Gemeindepräsident Christian Schlatter wird hart angegriffen. Bild: Juri Junkov

Justizvollzug: Es wird Kritik an «unfairen Verfahren» laut
Mit demüberarbeitetenGesetz schaffe der Staat eine «Übermacht», sagen kritische Stimmen.Der Kantonwiderspricht.

Was in Solothurn geschehe, sei
mit der europäischen Men-
schenrechtskonvention (EMRK)
kaum vereinbar. So war es auf
der Social-Media-Plattform
Twitter zu lesen. Konkret: Das
überarbeitete Justizvollzugsge-
setz,welches derRegierungsrat
diesen Monat vorgestellt hat,
verstosse gegen das Recht auf
ein faires Verfahren.

Hinter dem Post steckt Da-
vidMühlemann.Er istLeiterder
Fachstelle Freiheitsentzug bei
Humanrights – einer Schweizer
InformationsplattformfürMen-
schenrechte.Vereinfacht gesagt
geht es um nachträgliche Ent-
scheide in Verfahren. Diese be-
treffen lediglichdieStrafe – etwa
Massnahmen, die aufgehoben
oder verlängert werden sollen.
In diesen soll künftig auch das
Amt für Justizvollzug (AJUV),
welches für Strafen und Mass-

nahmen zuständig ist, Partei
sein. Bisher war das auf Seiten
des Staates nur die Staatsan-
waltschaft.

Mühlemann kritisiert dies
als «Verdoppelung des staatli-
chen Interesses».Erbezeichnet
dasAJUV«gewissermassen»als
«Vollzugsrichter»,weil dasAmt
wie erwähnt für denVollzug zu-
ständig ist und so auch etwa
über Lockerungen entscheidet.
Laut Mühlemann ist die «Pro-
zessstellungdesBetroffenener-
heblich geschwächt, wenn der
Vollzugsrichter gleichzeitig mit
der Staatsanwaltschaft vor Ge-
richt auftritt».

Anwaltspräsidentin:Doppel-
besetzung«systemwidrig»
Der Jurist istmit dieserHaltung
nicht alleine.AuchderSolothur-
nerAnwaltsverbandäusserte im
Rahmen der Vernehmlassung,

in welcher sich Parteien und
Verbände zu einem Gesetzes-
entwurf äussern können, Kritik
am überarbeiteten Gesetz: Es
beunruhige, «mit welcher
MachtdasAmt für Justizvollzug
neu ausgestattet werden soll» –
und «die Revision weiter auf
denAusbaueinesPolizeistaates
zielt».

«Es ist an sich schonsystem-
widrig, dass für den Staat zwei
verschiedene Behörden – und
das auch noch aus unterschied-
lichen Departementen – in
einemVerfahren Parteistellung
haben sollen», präzisiert Eve-
lineRoos, Präsidentin des Solo-
thurner Anwaltsverbandes. Die
Betroffenen sähen sich schon
jetzt einer «staatlichen Über-
macht gegenüber, die nun noch
erdrückender wird». Laut Roos
müsste entweder dem Amt für
Justizvollzug oder der Staatsan-

waltschaft Parteistellung erteilt
werden; wobei laut Roos die
Staatsanwaltschaft in einemsol-
chenVerfahrennichts zu suchen
hat.Mühlemannhingegenkriti-
siert die Parteistellung des Am-
tes.

Kanton: Doppelvertretung
nurdieAusnahme
ImVernehmlassungsentwurf ist
zwar festgehalten, dass sich das
AJUV und die Staatsanwalt-
schaft absprechen sollen, damit
keine «unbeabsichtigten Dop-
pelvertretungen» vor Gericht
vorkommen.

Mühlemannschreibt jedoch:
«Es ist für mich nicht nachvoll-
ziehbar, inwiefern es möglich
sein soll, durch vorherige ‹Be-
sprechung› der Staatsanwalt-
schaft mit den Vollzugsbehör-
den eine Doppelvertretung zu
verhindern.»

Auf die Frage, wie das mit der
Doppelvertretung in der Praxis
gehandhabt wird, heisst es bei
Michael Leutwyler, Chef des
AJUV, die«konkreteAusgestal-
tung» sei «Gegenstand der
künftigen, zwischen Staatsan-
waltschaft und Justizvollzug
durch dieGerichte festzulegen-
denPraxis».EineDoppelvertre-
tung sei aber, alleine aus Res-
sourcengründen, nur aus-
nahmsweise vorstellbar.

Im Gesetzesentwurf heisst
es denn auch, dass die Partei-
stellungdesAmts für Justizvoll-
zug die Staatsanwaltschaft ein
Stück weit entlasten soll. Diese
hat sich «unter Umständen be-
reits mehrere Jahre» gar nicht
mit demFall befasst. «Indiesen
Fällen scheint auch die Vertre-
tungderohnehindurchdieVoll-
zugsbehörden gestellten Anträ-
ge durch diese selbst sachge-

recht», führt Leutwyler aus.
Weiter habe es zur vorgesehe-
nen Parteistellung des Amtes
nur vereinzelt Kritik gegeben.
Diese hat laut Leutwyler «kei-
nenEinflussaufdieFairnessdes
Verfahrens». Die Strafprozess-
ordnungermöglicheesdenKan-
tonen, weiteren Behörden die
Parteistellung einzuräumen.
Und die EMRK gewähre die
Fairness inVerfahren; daranän-
dere die Solothurner Gesetzes-
revision nichts.

ÜberdiesewirdalsNächstes
der Kantonsrat beraten. Noch
sei offen, ob sich der Anwalts-
verband,der imVorfeld vorwie-
gend auch vorgesehene Über-
wachungsmassnahmen kriti-
siert hatte, weiter wehre, so
Roos. Einen Entscheid diesbe-
züglich gebe es noch nicht.

Noëlle Karpf


